
Der Wählerauftrag, dem die Regierung verpflichtet ist, fordert 
die Herstellung der Einheit Deutschlands in einem ungeteilten, 
friedlichen Europa. Diese Forderung enthält Bedingungen hin­
sichtlich Tempo und Qualität. Die Einheit muß so schnell wie 
möglich kommen, aber ihre Rahmenbedingungen müssen so 
gut, so vernünftig und so zukunftsfähig wie nötig sein.

Die Diskussionen um die Währungsumstellung 1:1 oder 1:2 
haben uns mit aller Deutlichkeit vor Augen geführt, daß hier ein 
Zusammenhang besteht und daß wir Bedingungen vereinbaren 
müssen, die sichern, daß die DDR-Bürger nicht das Gefühl be­
kommen, zweitklassige Bundesbürger zu werden.

Beide Anliegen, Tempo und Qualität, lassen sich am besten ge­
währleisten, wenn wir die Einheit über einen vertraglich zu ver­
einbarenden Weg gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes verwirkli­
chen.

(Beifall bei CDU, DA und DSU)

Seit dem Sommer des vorigen Jahres haben wir viele schöne 
Zeichen der Frendschaft, der Hilfsbereitschaft und der Offen­
heit der Bundesbürger erlebt. Aber wir sehen mit Sorge auch 
Tendenzen schwindender Bereitschaft, abzugeben und solida­
risch zu sein.

Daher eine herzliche Bitte an die Bürger der Bundesrepublik: 
Bedenken Sie, wir haben 40 Jahre die schwerere Last der deut­
schen Geschichte tragen müssen. Die DDR erhielt bekanntlich 
keine Marshall-Plan-Unterstützung, sondern sie mußte Repara­
tionsleistungen erbringen. Wir erwarten von Ihnen keine Opfer. 
Wir erwarten Gemeinsamkeit und Solidarität. Die Teilung kann 
tatsächlich nur durch Teilen aufgehoben werden.

(Beifall)

Wir werden hart und gut arbeiten, aber wir brauchen auch wei­
terhin Ihre Sympathie und Solidarität, so wie wir sie im letzten 
Herbst spürten.

Wir werden gefragt: Haben wir nichts einzubringen in die 
deutsche Einheit? Und wir antworten: Doch, wir haben!

Wir bringen ein unser Land und unsere Menschen, wir brin­
gen geschaffene Werte und unseren Fleiß ein, unsere Ausbil­
dung und unsere Improvisationsgabe. Not macht auch erfinde­
risch !

(Heiterkeit und Beifall)

Wir bringen die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte ein, die 
wir mit den Ländern Osteuropas gemeinsam haben.

Wir bringen ein unsere Sensibilität für soziale Gerechtigkeit, 
für Solidarität und Toleranz. In der DDR gab es eine Erziehung 
gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit, auch wenn sie in 
der Praxis wenig geübt werden konnte. Wir dürfen und wollen 
Ausländerfeindlichkeit keinen Raum geben.

(Beifall)

Wir bringen unsere bitteren und stolzen Erfahrungen an der 
Schwelle zwischen Anpassung und Widerstand ein. Wir bringen 
unsere Identität ein und unsere Würde. Unsere Identität, das ist 
unsere Geschichte und Kultur, unser Versagen und unsere Lei­
stung, unsere Ideale und unsere Leiden. Unsere Würde, das ist 
unsere Freiheit und unser Menschenrecht auf Selbstbestim­
mung. Aber es geht nicht nur um die letzten 40 Jahre in Deutsch­
land. In Deutschland ist viel Geschichte aufzuarbeiten, vor allem 
die, die wir mehr den anderen zugeschoben und daher zu wenig 
auf uns selber bezogen haben. Aber wer den positiven Besitz­
stand der deutschen Geschichte für sich reklamiert, der muß 
auch zu ihren Schulden stehen, unabhängig davon, wann er ge­
boren und selbst aktiv handelnd in diese Geschichte eingetreten 
ist.

(Schwacher Beifall)

Deutschland ist unser Erbe an geschichtlicher Leistung und 
geschichtlicher Schuld. Wenn wir uns zu Deutschland beken­
nen, bekennen wir uns zu diesem doppelten Erbe.

Doch wir bleiben bei Deutschland nicht stehen. Es geht um 
Europa. Wir kennen die aktuelle Schwäche der DDR. Aber wir 
wissen auch: Sie ist ein in seinen wirtschaftlichen Möglichkeiten 
nicht armes Land.

Die eigentlichen Probleme in unserer Welt - wir wissen es alle 
- sind nicht die deutsch-deutschen oder die Ost-West-Probleme. 
Die eigentlichen Probleme bestehen in der strukturellen Unge­
rechtigkeit zwischen Nord und Süd.

(Beifall)

Wenn daraus nicht eine tödliche Bedrohung für das Leben der 
Menschen erwachsen soll, haben auch wir uns an der Überwin­
dung dieser Ungerechtigkeit zu beteiligen. Die Errichtung einer 
gerechteren internationalen Wirtschaftsordnung ist nicht nur 
Sache der Großmächte oder der UNO, sondern ist Aufgabe jedes 
Mitgliedes der Völkergemeinschaft.

Auch das friedliche Zusammenleben von Deutschen und Aus­
ländern in unserem Land kann ein Betrag zu einer neuen Quali­
tät des Miteinanders verschiedener Völker sein. Die Klärung der 
Rechtslage für ausländische Mitbürger und die Einsetzung von 
Ausländerbeauftragten auf verschiedenen Ebenen wird da 
ebenso nötig sein wie die Förderung solcher Initiativen, die küP' 
turelle Vielfalt als Reichtum erfahren lassen.

Die Befreiung Nelson Mandelas und die Aufhebung der Apart­
heid in Südafrika, das Schicksal der tropischen Regenwälder und 
die Hilfe für die Dritte Welt bewegen uns wie unsere eigenen 
Probleme, ja nicht nur „wie“ - es sind unsere eigenen Probleme.

(Beifall)

Wir wissen: Unsere Fähigkeit, die eigenen Probleme zu lösen, 
hängt davon ab, wie wir bereit sind, auch die Probleme der ande­
ren zu sehen.

Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Die gebildete Koali­
tionsregierung steht vor großen, schwierigen und sehr konkre­
ten Aufgaben, die klare und strategische Entscheidungen not­
wendig machen.

Die wirtschaftspolitische Zielstellung der Koalitionsregierung 
besteht darin, die bisherige staatlich gelenkte Kommandowirt­
schaft auf eine ökologisch orientierte soziale Marktwirtschaft 
umzustellen. Die Umstellung von staatlichem Plandirigismi’0 
auf soziale Marktwirtschaft muß mit hohem Tempo, aber aucl 
geordneten Schritten erfolgen. In den nächsten Monaten wird 
beides noch nebeneinander existieren müssen, wobei wir nach 
dem Motto zu arbeiten haben: „Soviel Markt wie möglich und so­
viel Staat wie nötig!“

Eine herausragende Bedeutung messen wir in diesem Zu­
sammenhang dem Wettbewerb aller Unternehmen bei. Er ist das 
wichtigste Regulativ der Marktwirtschaft.

Die Koalitionsregierung wird Gesetze zur Förderung der Sta­
bilität und des Wachstums der Wirtschaft, ein Kartellgesetz, die 
Überarbeitung des Bankgesetzes durchführen und vor allen 
Dingen ein Gesetz über die Entflechtung von Kombinaten und 
Großbetrieben zur Schaffung branchentypischer, leistungsfähi­
ger Unternehmenseinheiten einbringen.

In diesem Zusammenhang sind Aufgaben und Struktur der 
Treuhand-Anstalt so zu gestalten, daß damit ein Instrument zur 
Beeinflussung der Entflechtung volkseigener Betriebe und zur 
Überführung in geeignete Rechtsformen geschaffen wird.

Der Abbau des Planungssystems in seiner bisherigen Form 
sollte mit dem Stichtag Währungsunion weitgehend erreicht 
sein.

Ausgehend vom Angebot der Regierung der Bundesrepublik

44


